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Behinderte Jugendliche lassen sich
kennzeichnen als eine heterogene Grup-
pe, die eingeschränkt handlungsfähig.
sozial benachteiligt und mit altersspezi-
fischen Problemen behaftet ist. Von Be-
deutung sind für sie dabei die allgemei-
nen Problemlagen von Behinderten
ebenso wie die sich daraus ergebenden
Besonderheiten im Jugendalter.
Kennzeichnung von Behinderung. Nach
dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG)
gilt als behindert, wer körperlich, geistig
oder seelisch wesentlich beeinträchtigt
ist. Dies konkretisiert sich im Erwachse-
nenalter als "verminderte Erwerbsfähig-
keit" (vgl. §§ I bis 3 des Schwerbehin-
dertengesetzes) und im Kindes- und Ju-
gendalter als nicht ausreichende För-
derbarkeit in allgemeinen Schulen.
Dementsprechend werden auf dem Hin-
tergrund der Ausdifferenzierung des
Sonderschulwesens folgende Behinder-




geistig Behinderte, Lernbehinderte (gei-
stig-intellektuell Behinderte); Verhai·
tensgestörte (seelisch oder - besser -
psychosozial Behinderte). Bereits aus
dieser Einteilung wird ersichtlich, daß
Behinderte keine abgeschlossene, in sich
homogene Gruppe darstellen. Abgren-
zungsschwierigkeiten zeigen sich dabei
in der Randunschärfe zur Nichtbehin-
derung einerseits und den fließenden
Übergängen zu weiteren Formen der
Beeinträchtigung (wie Verwahrlosung
und Krankheit) andererseits. Darüber
hinaus erweisen sich die hier als Behin-
derung gekennzeichneten Beeinträchti-
gungen, in der Spannweite von schwe-
ren Mehrfachbehinderungen bis hin zu
leichten Lernbehinderungen, als äußerst
heterogen hinsichtlich Ursache, Art,
Umfang und Dauer. Eine eindeutige
Zuordnung zur Gruppe der Behinderten
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ist daher vielfach nur bedingt möglich.
Über die Zahl der behinderten Kinder
und Jugendlichen lassen sich allenfalls
annähernde Aussagen machen, da die
statistischen Angaben hierzu relativ
stark divergieren, wenngleich die Ge-
samtquote über dem oft genannten Wert
von 6 %liegen dürfte. Übereinstimmung
besteht jedoch dahin gehend. daß die
sowohl historisch untypischen als auch
- was den zugrundeliegenden Defekt
anbelangt - eher uneindeutigen Formen
(vor allem Lernbehinderung und Ver·
haltensstörung) insgesamt den weitaus
größten Teil der Behinderungen im Ju-
gendalter ausmachen (70 bis 80 %).
Die gesellschaftliche Brisanz der Zunah-
me von Lernbehinderungen durch er-
höhte Selektion der leistungsschwachen
Schüler und die Unzulänglichkeiten des
traditionellen, an medizinischen Ge-
sichtspunkten orientierten Verständnis-
ses von Behinderung, das mit seinen
Handlungsimplikationen zur Lösung
der darüber hinausweisenden Probleme
nicht ausreicht, haben zur Folge, daß
zunehmend die Bedeutung soziokultu-
reller Faktoren erkannt wird. Hierbei
wird Behinderung in a/l ihren Erschei·
nungsformen als ein prozessuales Ge-
schehen gefaßt, das auf dem Hinter-
grund gesellschaftlicher Einflüsse indi-
viduelle Beeinträchtigungen hervor-
bringt, die als körperlich, geistig oder
psychosozial eingeschränkte Handlungs-
fähigkeit eine "Teilhabe am Leben der
Gesellschaft" (DEUTSCHER BILDUNGS-
RAT 1973, S. 32) wesentlich erschweren.
Soziale Benachteiligung. Gesellschaftli-
che Einflüsse im Hinblick auf Genese
und Verlauf von Behinderungen drük-
ken sich - wie aus epidemiologischen
Untersuchungen hervorgeht (vgl. BEGE.
MANN 1970) - zunächst einmal in ver-
schiedenen Formen schichtspezifischer
Benachteiligung aus. Behinderte Kinder
und Jugendliche sind überproportional
häufig in den unteren Schichten anzu-
treffen. Als Gründe hierfür lassen sich
besondere Risikofaktoren im Alltag so-
wie Mängel im Gesundheitswesen ange-
ben, denen vornehmlich Familien dieser
Schichten während der Zeit der Schwan-
gerschaft, Geburt und frühkindlichen
Erziehung ausgesetzt sind. Ferner dürf-
ten auch, was die notwendigen Rehabi-
litationsmaßnahmen anbelangt, die be-
hinderten Kinder und Jugendlichen der
oberen Schichten aufgrund ihrer lebens-
feldspezifischen Ressourcen in qualitati-
ver wie quantitativer Hinsicht bevorzugt
sein. Daß man in mitteischichtorientier-
ten Institutionen den spezifischen Le-
bensformen der Unterschicht häufig mit
Vorurteilen begegnet, trägt gleichfalls
zur Chancenungleichheit und in der
Folge zur bildungspolitischen Benachtei-
ligung bei.
Gerade an der Ausgrenzung sogenann-
ter leistungsschwacher Schüler - fast
ausschließlich Kinder aus untersten
Schichten - in die Sonderschule für
Lernbehinderte läßt sich zeigen, wie sich
Behinderung, schichtspezifische und bil-
dungspolitische Benachteiligung" vermi-
schen und überschneiden. Die postu-
lierte kompensatorische Wirkung son-
derschulischer Förderungsmaßnahmen
steht dagegen in Frage: In der Sonder-
schule kann weder besser gelernt wer-
den als in der Hauptschule, noch haben
die Sonderschulabsolventen im Ver-
gleich zu Hauptschulabgängern bei
gleichrangigem Abschluß qieselben Be-
rufsaussichten.
Gesellschaftliche Einflüsse lassen sich
schließlich auch unmittelbar an der be-
stehenden arbeitsmarktpolitischen Be-
nachteiligung ablesen. Behinderte Ju-
gendliche haben, selbst bei vorhandener
Arbeitsfähigkeit, größere Schwierigkei-
ten, überhaupt einen Arbeitsplatz oder
gar eine Lehrstelle in Betrieben oder öf-
fentlichen Einrichtungen zu erhalten,
und sind zudem überdurchschnittlich
häufig unterqualifiziert beschäftigt. Ge-
setzliche Maßnahmen zur Neueinstel-
Jung, die diese Misere bei den Schwer-
l3ehinderten abschwächen sollen, sind
Jugendliche, behinderte
dabei vergleichsweise wirkungslos. Ob-
wohl in der Neufassung des Schwerbe-
hindertengesetzes den Arbeitgebern Be-
schäftigungspflicht auferlegt sowie den
Behinderten Kündigungsschutz gewährt
wird, verfolgen die Betriebe im Prinzip
eine Strategie der NichteinsteIlung, da
ihnen vom Gesetzgeber gleichzeitig die
Möglichkeit eingeräumt wird, sich über
Ausgleichsabgaben von dieser Ver-
pflichtung ..freizukaufen". Weil diese
Maßnahme zudem lediglich den als
schwerbehindert anerkannten Jugendli-
chen zugute kommt, also der größte Teil
der Behinderten im Jugendalter diesen
gesetzlichen Schutz gar nicht für sich in
Anspruch nehmen kann, ist bei. gleich- .
"Zeitiger Rationalisierung von Arbeits-
plätzen mit der weiteren Verschlechte-
rung der Beschäftigungslage für behin-
derte Jugendliche zu rechnen.
AItersspezifische Problemlagen. Über
die Aspekte der sozialen Benachteili-
gung hinaus ergeben sich für behinderte
Jugendliche typische Problemlagen ih-
rer besonderen Altersstufe. Jugend läßt
sich als jene altersspezifische Phase
kennzeichnen, in der es gilt, Handlungs-
kompetenz - als Fähigkeit zur autono-
men Lebensgestaltung - zu erwerben
und dadurch in die Lage versetzt zu wer-
den, am Leben der Gesellschaft zu parti-
zipieren und sozial integriert zu werden.
Um dies zu realisieren, bedarf es ver-
schiedener physischer. sozialer und psy-
chischer Ressourcen, über die jedoch be-
hinderte Jugendliche nur teilweise ver-
fügen, so daß sich für sie das Problem
des Erwerbs von Autonomie verschärft
stellt. Dies trifft allerdings für die Be-
hinderten je nach Art und Grad der
Schädigung in unterschiedlichem Aus-
maß zu. Zu differenzieren ist hierbei
zwischen solchen Behinderten, die ihre
Lage bewußt wahrnehmen können, und
denjenigen, denen dies allenfalls rudi-
mentär möglich ist, wie den schwer gei-
stig Behinderten, die in sehr spezifischer
Weise mit dem Problem konfrontiert
Jugendliche, behinderte
werden. Daneben ist für den Erwerb
von Autonomie von Bedeutung, ob die
zugrundeliegende Beeinträchtigung es
dem Jugendlichen erlaubt, mit der Be-
hinderung so umzugehen, daß er in sei-
nen sozialen Kontakten vergleichsweise
geringfügig stigmatisiert wird.
Je nach Intensität und Art der Schädi-
gung kann sich bei behinderten Jugend-
lichen physische Autonomie (gehen, grei-
fen, sehen, hören, sprechen) ohne zu-
sätzliche Hilfe nur bedingt ausbilden.
Damit einhergehen können Schwierig-
keiten im sexuellen Bereich, die weniger
auf der physischen Beeinträchtigung
selbst als vielmehr häufig auf der stig-
matisierenden Zuschreibung einer dies-
bezüglichen Insuffizienz beruhen.' Beide
Aspekte sind vor allem deshalb ein Pro-
blem, da körperliche Unversehrtheit
und Makellosigkeit als ein typisches
Ideal von Jugend gilt, an dem behinder-
te Jugendliche ständig scheitern müssen.
Im Hinblick auf den Erwerb sozialer
Autonomie verfügen behinderte Jugend-
liche nur teilweise über Kompetenzen,
die zur Erfüllung bestimmter gesell-
schaftlicher Erwartungen (Konkurrenz-
und Leistungsfähigkeit) notwendig sind.
Ist es ein vorrangiges Moment des Ju-
gendalters, einen Schulabschluß zu er-
reichen und einen Beruf zu erlernen
oder einen Arbeitsplatz zu erhalten, so
wird dies durch die vorhandenen Förde-
rungsmaßnahmen nur bedingt erreicht.
Trotz Verbesserungen bleibt einerseits
im Bereich des Sonderschulwesens die
isolierende und ausgrenzende Wirkung
bestehen und sind andererseits berufli-
che Rehabilitationseinrichtungen nicht
ausreichend vorhanden. Eine Politik
"bewußter Unterkapazitäten" hat auch
hier Selektion nach Leistung zur Folge
und verhindert vielfach die notwendige
Voraussetzung zur Eingliederung über-
haupt. So bleibt für manchen schwerbe-
hinderten Jugendlichen lediglich eine
"arbeitsmarktexterne Alternativrolle"
übrig, indem er in Werkstätten für Be-
hinderte weitgehend Residualtätigkeiten
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nachgeht, obwohl er von seinen Fähig-
keiten her durchaus konkurrenzfähig
sein könnte.
Der Erwerb psychischer Autonomie im
Jugendalter schließlich läßt sich da-
durch kennzeichnen, daß durch die
emotionale Ablösung vom Elternhaus
und den Aufbau eines "eigenen", moti-
vationsbildenden Sinn- und Wertsy-
sterns Ich-Identität erlangt wird. Das
Gelingen dieses Prozesses wird für be-
hinderte Jugendliche häufig entschei-
dend dadurch erschwert, daß ihre Be-
hinderung für die Umwelt, aber auch
für sie selbst zum "Hauptstatus" ihrer
Persönlichkeit wird. "Äußere" Isolation
als Erschwerung der gesellschaftlichen
Teilhabe und des Umgangs mit Nichtbe-
hinderten, damit einhergehend "innere"
Isolation als resignative Rückzugsten-
denz sowie die vielfach in Familien mit
Behinderten anzutreffende Oberbehü-
tung tragen mit zu einer "beschädigten
Identität" (GOFFMAN 1972) und - als ei-
ne typische Folge des Behindertenstatus
- zu Verhaltensauffälligkeiten bei.
Perspektiven. Die hier lediglich ange-
deuteten, teilweise ineinandergreifenden
Schwierigkeiten von behinderten Ju-
gendlichen zwingen zur Revidierung des
weitgehend noch vorherrschenden tradi-
tionellen Verständnisses von Rehabilita-
tion. So werden bei der medizinischen,
pädagogisch.-psychologischen und be-
ruflichen Eingliederung die sozialen Im·
plikationen immer noch zu wenig be-
rücksichtigt; dies ist mit ein Grund für
die "Resozialisierung nach innen" und
die Festschreibung des Behindertensta-
tus; Bei prophylaktischen und rehabili-
tativen Maßnahmen sollten neben der
Vermittlung von "skiIls" und "self-con-
tral" die Möglichkeiten einer Verände~
rung der Umgebung des Jugendlichen
grundsätzlich mit einbezogen werden.
Das soziokulturelle Milieu von Kindern .
und Jugendlichen müßte also auf seine
pathogenen, pathoplastischen und thc-
·rapeutischen Einflüsse hin untersucht•.
genutzt und verändert werden. Die Be-
deutung der Familie entweder als zen-
trales Stützsystem oder aber als bela-
stender Faktor bei der Rehabilitation
des Behinderten findet bislang noch kei-
ne hinreichende Beachtung. Dennoch
stellt die "Rehabilitation der Familie"
einen ebenso unabdingbaren Bestand-
teil der Eingliederung dar wie die
gleichfalls vernachlässigte Integration in
die Gemeinde. Schließlich trägt der not-
wendige Ausbau von institutionalisier-
ten und informellen Hilfsangeboten und
die Förderung des wichtigen Selbsthilfe-
potentials durch die Gründung von ent-
sprechenden Organisationen zur Inten-
Jugendrecht
slvlerung stabiler Außenkontakte und
zur Teilhabe an jugendspezifischen
Lernorten bei. Dabei können durch ak-
tive Begegnung zwischen Behinderten
und Nichtbehinderten Vorurteile abge-
baut und Barrieren verringert werden
sowie durch Erfahrungen im alltags-
praktischen Umgang ohne institutionel-
le Reglementierung sich gemeinsame
Schonräume entwickeln - Schonräume,
in denen die Fähigkeiten und Schwä-
chen der Behinderten ebenso zum Aus-
druck gebracht werden können wie die
Unsicherheiten, Ängste und teilweise
anders akzentuierten Bedürfnisse der
Nichtbehinderten.
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Jugendrecht
Definition. Gesetze und Rechtsvor-
schriften, die Jugendliche betreffen, ma-
chen das Jugendrecht im weitesten Sin-
ne aus. Da es das Jugendrecht nicht
gibt, sondern der Gesetzesadressat
"Jugend" in einer Vielzahl von ganz
verschiedenen Gesetzen und Rechts-
vorschriften vorkommt, muß jede Defi-
nition zum Jugendrecht von diesem Ge-
setzesadressaten ausgehen und die
jeweilige Funktion angeben, in die eine
bestimmte gesetzliche Regelung den Ju-
gendlichen zu integrieren versucht. Dar-
um hängt die jeweilige Definition eines
Teilgebietes jugendrelevanter Gesetze
vom Regelungsziel so gut ab wie vom
Regelungsinhalt. Zum ersten kann zum
Beispiel die Bestimmung rechtsgeschäft-
lichen Handeins für Jugendliche im Zi-
vilrecht gehören mit entsprechenden
Normen aus dem Bürgerlichen Gesetz-
buch (BGB - vg\. §§ 104 ff.), zum zwei-
ten die Festlegung der jeweiligen Alters-
stufe, auf die so etwas wie "beschränkte
Geschäftsfähigkeit" im Sinne des Zivil-
rechts bezogen wird. Die präzisere Defi-
nition des Jugendrechts könnte dann
lauten: Jugendrecht umfaßt alle Gesetze
und Rechtsvorschriften, die mit dem
rechtlich erheblichen Verhalten des Ju-
gendlichen zu tun haben und die mit ei-
ner jeweiligen Altersangabe verbunden
sind. In diese Definition ist dann auch
der gesamte Schutzbereich für den Ju-
gendlichen aufgenommen, wie er sich in
der Rechtsordnung lange vor der Ent-
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